
«Die Kampagne ist nun eröff net»
Abstimmung Die Verantwortlichen der Wirtschaftskammer haben gestern ihre Kampagne für die Initiative «Familie und 
Beruf» vorgestellt. Dabei sind sie auch auf verschiedene Kritikpunkte eingegangen, die in den vergangenen Wochen aufkamen.

VON HOLGER FRANKE 

«Schwangerschaft ist keine Krank-
heit!» Das ist das Killerargument, 
das die Verantwortlichen der Wirt-
schaftskammer gestern vor den Me-
dien gleich mehrfach vortrugen. 

Kontrollierter Reserveabbau

Es ist auch das Hauptargument für 
die Initiative «Familie und Beruf», 
welches den Stimmbürgern ein «Ja» 
für die Abstimmung ab 18. Septem-
ber schmackhaft machen soll.  Auf 
Flyern, auf verschiedenen digitalen 
Kanälen und auf riesigen Plakaten, 
die seit gestern das Gebäude der 
Wirtschaftskammer Liechtenstein 
in Schaan schmücken. Bereits in den 

kommenden Tagen sollten die Ab-
stimmungsunterlagen in den Haus-
halten eintreffen – der Abstim-
mungskampf hat somit begonnen, 
wenn man denn von einem Kampf 
sprechen möchte. 
«Es ist die erste 
Initiative, bei der 
die Regierung 
Gegner per Zei-
tungsinserat ge-
sucht hat», sagte 
Arnold Matt, Prä-
sident der Wirt-
schaftskammer, gestern vor den Me-
dien. Und er machte sein Unver-
ständnis deutlich, dass der Landtag 
der Initiative zugestimmt hat, sie 
aber dann doch der Volksabstim-

mung zugeführt hat. Die Wirt-
schaftskammer will mit ihrer Initia-
tive zwei Probleme lösen. Ihr Vor-
schlag: Mit Geldern aus der Famili-
enausgleichskasse (FAK) sollen zum 

einen weitere Ki-
ta-Plätze, Tages-
strukturen und 
Mittagstische sub-
ventioniert wer-
den, zum anderen 
die Taggelder bei 
Mutterschaft be-
zahlt werden. Ei-

ne Schwangerschaft würde so versi-
cherungstechnisch nicht mehr als 
Krankheit angesehen werden. Die 
Initiative erhielt im Landtag positive 
Resonanz. Insbesondere der Vor-

schlag zur Finanzierung der ausser-
häuslichen Kinderbetreuung, der 
stark an die Regierungsvorlage von 
Minister Mauro Pedrazzini ange-
lehnt ist, war unbestritten (das 
«Volksblatt» berichtete am 10. Juni). 
Viele Abgeordnete standen jedoch 
nur diesem Teil der Initiative wohl-
wollend gegenüber. Kritisch befan-
den die Parlamentarier die Vorlage 
rund um die Mutterschaftstaggel-
der. Einer der Kritikpunkte betrifft 
die Finanzierung: Es gibt durchaus 
Zweifel daran, ob die Familienaus-
gleichskasse (FAK) die Kosten lang-
fristig tragen kann. Die Wirtschafts-
kammer versichert jedoch, dass 
Staat bzw. Steuerzahler nicht betrof-
fen sein werden.  Seite 3

«Es ist die erste Initiative,
 bei der die Regierung 

Gegner per Zeitungsinserat 
gesucht hat.»

ARNOLD MATT

PRÄSIDENT WIRTSCHAFTSKAMMER



Wirtschaftskammer nimmt Stellung zu Aussagen der Gegner
Reaktion Die Wirtschafts-
kammer hat auf die Vorwürfe 
der Gegnerschaft reagiert 
und kommentiert zahlreiche 
Vorwürfe, die das «Volks-
blatt» auszugsweise nachste-
hend veröffentlicht. 

VON HOLGER FRANKE

Vorwurf: Das entzogene Geld fehlt 
später für Familienzulagen. 
Antwort der Wirtschaftskammer: 
Je nach Börsengang wird nur ein klei-
ner Abbau der Reserven erfolgen, 
mit einem Polster von 100 Millionen 
könnte dies Jahrzehnte dauern. Es 
fehlt also kein Geld für die bereits 
bestehenden Zulagen. Siehe auch Zi-
tat von Regierungsrat Mauro Pedraz-
zini im «Volksblatt» vom 18. August: 
«Diese Reserven der FAK belaufen 
sich heute auf über 150 Mio. Fran-

ken. Das heisst, es f liesst noch viel 
Wasser den Rhein hinunter, bis wir 
auf den kritischen Stand kommen.»

Selbstständige Frauen erhalten kein 
Mutterschaftsgeld, diese würden 
Beiträge zahlen und werden ausge-
schlossen, dies wurde anscheinend 
auch vom Rechtsdienst der Regie-
rung bestätigt.
Einzelunternehmen leisten eben-
falls Beiträge zur Finanzierung der 
FAK. Einzelunternehmer werden be-
reits heute bei der Auszahlung von 
FAK-Zulagen (wie Kindergeld) als Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber be-
trachtet und haben somit auch bei 
einer Annahme unserer Initiative 
Anspruch auf Mutterschaftszulage, 
sofern die entsprechenden Beitrags-
zahlungen auch geleistet wurden. 
Auch von der AHV-IV-FAK-Anstalt 
wurde uns bestätigt, dass Selbst-
ständigerwerbende (wie Arbeitge-
ber) Beiträge zahlen.

Die Initiative benachteiligt explizit 
Einzelfirmen
Wir sehen aktuell keine Benachteili-
gung von Einzelfirmen, da diese 
ebenfalls Beiträge in die FAK leisten. 
Sollte sich dies allenfalls bewahrhei-
ten, hat der Landtag bzw. einzelne 
Landtagsabgeordnete die Möglich-
keit, eine Motion einzureichen und 
dies zu korrigieren.

Kindergeld ist in Gefahr
Das Kindergeld ist nicht in Gefahr. Je 
nach Börsengang erfolgt nur ein klei-
ner Abbau der Reserven. Aktuell be-
laufen sich diese auf über 150 Millio-
nen Franken. Ein Vergleich zur 
Schweiz, welche als Reserve nur 50 
Prozent der Jahresausgabe vor-
schreibt, sind in Liechtenstein aktu-
ell über drei Jahresausgaben als Re-
serve im Fonds vorhanden. Sollten in 
Jahrzehnten diese Reserven tatsäch-
lich aufgebraucht sein, zum Beispiel 
durch einen erfreulichen Geburten-

überschuss, kann dies durch eine An-
passung der Beiträge wieder ausge-
glichen werden. Beiträge werden nur 
von Arbeitgebern einbezahlt und be-
lasten die Arbeitnehmer nicht.

Benachteiligung und Diskriminie-
rung von Frauen und Familien, Ta-
geseltern und Omas
Die Initiative heisst «Familie und Be-
ruf» und nicht «Familie als Beruf». 
Für die Wirtschaft ist es ein Anlie-
gen, ausgebildete Fachkräfte im Ar-
beitsmarkt zu behalten oder wieder 
zu integrieren. Das Anliegen bezüg-
lich Familienarbeit verstehen wir, 
ist aber ein gesellschaftspolitisches 
Thema, welches vonseiten der Poli-
tik angegangen werden muss. Eben-
so dessen Finanzierung.

FAK-Geld soll nur heimischen Fami-
lien zugute kommen
Der erfolgreiche Wirtschaftsstandort 
Liechtenstein ist auch auf Fachkräfte 

aus dem Ausland angewiesen. Bereits 
heute werden von der FAK an alle in 
Liechtenstein Beschäftigten Zulagen 
(z. B. Kindergeld) ausbezahlt. 

Gemäss LKV wird es keine generelle 
Vergünstigung der Prämien geben.
Vonseiten der Wirtschaftskammer 
wurde klar kommuniziert, dass diese 
Prämien bis zu 15 % günstiger werden 
können. Dies hängt u. a. vom Frauen-
anteil im Betrieb sowie von der Län-
ge der Wartefrist ab. Dies wurde uns 
entsprechend vom LKV bestätigt.

Betriebskitas werden subventioniert
Die Betriebe stellen heute – wie die 
Gemeinden – nur die Räumlichkei-
ten für die Kita zur Verfügung. Be-
trieben werden die Kitas von staat-
lich bewilligten Betreuungseinrich-
tungen (z. B. Verein Kita). Eine Sub-
ventionierung durch Staat und Wirt-
schaft erfolgt nicht an die Betriebe, 
sondern an den Betreiber.



Die Initianten der Wirtschaftskammer gingen gestern auf zahlreiche Detailfragen zur Initiative «Familie und Beruf» ein, von links: Hans-Peter Tschütscher, Arnold 
Matt, Isabell Schädler, Jürgen Nigg und Gunilla Marxer-Kranz. (Foto: Paul Trummer)

Kampagne im Detail vorgestellt
Abstimmung Die Initiative «Familie und Beruf» werde den Staatshaushalt nicht zusätzlich belasten. Dies machten die Initi-
anten der Wirtschaftskammer gestern deutlich. Und sie gingen auf weitere Fragestellungen ein, die derzeit diskutiert werden.

VON HOLGER FRANKE

Erst am vergangenen Don-
nerstag hatte Regierungsrat 
Mauro Pedrazzini gegenüber 
dem «Volksblatt» betont, 

dass er der Vorlage zumindest in 
der Summe positiv gegenüber stehe. 
Im Hinblick auf die Ausfi nanzierung 
wolle er aber dann lieber doch noch 
eine gesetzliche Regelung einführen, 
damit der Staat nicht doch irgend-
wann in die Bresche springen muss. 
Angesichts der hohen Reserven der 
FAK werde aber noch viel Wasser den 
Rhein hinunterfl iessen – ehe ein kri-
tischer Stand erreicht sei. Dieser Ar-
gumentation schliessen sich auch die 
Initianten der Wirtschaftskammer an 
und sprechen von «Jahrzehnten», ehe 
es soweit sein könnte.

Antworten auf viele Fragen
Die Wirtschaftskammer hat die Som-
merpause genutzt, um Antworten zu 
liefern (s. auch unten). Darunter die 
Frage, ob nicht Kita-Gelder ins Aus-
land exportiert würden. Wie die 
Wirtschaftskammer nun verdeut-
licht, werden nur Kindertagesstätten 
in Liechtenstein finanziell unter-
stützt. Die Unterstützung gehe direkt 
von der FAK zur Betreuungseinrich-
tung. Es werden keine Gelder an die 
Anspruchsberechtigten direkt aus-
bezahlt. Auch der Vorwurf, dass die 
Situation von jungen Müttern ver-
schlechtert würde, und dass nur Be-
triebe profitieren und nicht Famili-
en, entkräften die Verantwortlichen. 
«Eine Verschlechterung der Situati-
on ist nicht der Fall. Weiterhin wer-
den 20 Wochen Mutterschaftsent-
schädigung im gleichen Umfang be-
zahlt. Lediglich die Auszahlungsstel-
le verändert sich. Bei einer Annah-
me der Initiative profitieren Famili-

en und Betriebe», heisst es in einer 
Stellungnahme der Wirtschaftskam-
mer. Auch den Vorwurf, dass die 
Grossbetriebe und nicht das Gewer-
be profitieren würde, weist die Wirt-
schaftskammer zurück: Es sei nicht 
korrekt, dass bei einer Annahme die-
ser Initiative nur Grossbetriebe pro-
fitieren. «Gerade auch Kleinbetrie-

be, insbesondere im Dienstleistungs-
sektor, sind stark betroffen von den 
Belastungen durch Krankentaggeld 
bei Mutterschaft.» Wenig Wider-
spruch gibt es bei dem Vorwurf, 
dass es sich bei der Initiative «Fami-
lie und Beruf» um Wirtschaftsförde-
rung handele. «Die Wirtschaftskam-
mer hat ein wichtiges, jahrelanges 

Anliegen vonseiten ihrer Mitglieder 
aufgenommen und in Form dieser 
Initiative umgesetzt. Es ist eine Initi-
ative, welche die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf fördert», heisst es 
in der Stellungnahme. 

Die Initiative «Familie und Beruf» im Überblick
Die Ziele und Argumente der Wirtschaftskammer zur Abstimmung am 18. September

Quelle: Angaben der Wirtschaftskammer; Grafi k: «Volksblatt»; Foto: Shutterstock

 Krankentaggeld bei Mutterschaft: Der 
Entschädigungsanspruch von 20 Wo-
chen soll in Zukunft von der FAK ent-
richtet werden, von der Familienaus-
gleichskasse, die von den Einzahlungen 
der Unternehmen finanziert wird.

 Kita-Förderungen: Die Tagessätze pro 
Betreuungseinheit für die Kindertages-
stätten von 20 Franken, für die Tages-
struktur von 6 Franken und den Mit-
tagstisch von 2 Franken, sollen im Ge-
setz FZG festgelegt werden und nicht 
in einer Verordnung.

Art der Initiative: Beide Änderungen 
wurden im Familienzulagengesetz 
(FZG) mittels einer formulierten Initiati-
ve eingebracht.

Wie die Wirtschaftskammer verdeut-
licht, werde die Initiative den Staats-
haushalt nicht belasten. Die Kosten 
werden von der Familienausgleichskas-
se, die von den Einzahlungen der Un-
ternehmen finanziert wird, getragen.

Die Kosten und Auswirkungen

 Finanzielle Auswirkungen der FAK: 
Laut Wirtschaftskammer belaufen sich 
die Kosten für das Mutterschaftsgeld 
gemäss Berechnung des Krankenkas-
senverbandes auf ca. 6,5 Millionen 
Franken, der Unterstützungsbeitrag der 
Kitas wird von der Regierung auf ca. 1,5 
Millionen Franken beziffert. Die Ge-
samtsumme von ca. 8 Millionen Fran-
ken wird durch den durchschnittlichen 
Überschuss der FAK-Rechnung von 9,5 
Millionen Franken ohne Abbau der Re-
serven finanziert.

 Finanzielle Auswirkungen für Arbeit-
geber und Arbeitnehmer: Durch den 
Wegfall der Mutterschaftsgelder wer-
den die Prämien für Arbeitgeber/Ar-
beitnehmer günstiger. Das Risiko, in ei-
ne Sanierung (wegen den Krankentag-
geld-Beiträgen) zu kommen, wird ver-
ringert. Firmeninterne Kitas kommen 
ebenfalls in den Genuss der Unterstüt-
zung pro Betreuungseinheit.

 Auswirkungen der Familien: Schwan-
gerschaft wird nicht länger als Krank-
heit angesehen. Der Wiedereinstieg in 
die Berufswelt wird durch die finanziel-
le Unterstützung erleichtert. Die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf wird 
gefördert und attraktiver.

www.volksblatt.li
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